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120 Verordnung 
über e von der Grund wechſelſtener beim Erwerbe von Eigenheimen durch Minderbemittelte. 
Vom 31. 7. 1931. 
Auf Grund des § 6 Steuergrundgeſetzes wird folgendes beſtimmt: 
8 
Wenn Körperſchaften des öffentlichen Rechts oder Perſonenvereinigungen, die in § 4 Abſ. 1 
Ziffer 3 des Grundwechſelſteuergeſetzes bezeichnet ſind, auf ihren Grundſtücken geſunde Kleinwohnungen 
für Minderbemittelte im Sinne des § 2 nachweisbar in der Abſicht geſchaffen haben, die Grundſtücke 
demnächſt an Minderbemittelte als Eigenheime zu übertragen, ſo ſind dieſe Grundſtücksübertragungen 
von der Grundwechſelſteuer befreit. 
5 8 2 
(1) Als Kleinwohnungen im Sinne des § 1 gelten ſolche Wohnungen, die eine nutzbare Wohn⸗ 


fläche von höchſtens 90 qm haben, wobei als nutzbare Wohnfläche nur die Wohn- und Schlafräume 5 


und die Küche gelten und die Nebenräume in ortsüblichen Grenzen bleiben. Wohnungen, welche dieſe 
Größe um ein geringes Maß überſteigen, ſind als Kleinwohnungen dann anzuſehen, wenn bei ge⸗ 
ſchloſſenen Baugruppen die Durchſchnittsfläche einer Wohnung das vorgeſchriebene Maß nicht über⸗ 
ſteigt, oder wenn die Mehrfläche durch eine wirtſchaftlich notwendige Grundrißgeſtaltung der Baufläche 
bedingt iſt, oder wenn es ſich um Wohnungen für kinderreiche Familien handelt. 

(2) Beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe (insbeſondere bei Flachbauten auf dem Lande) können 
auch Wohnungen, deren nutzbare Wohnfläche über die ſich aus Abſatz 1 ergebende Fläche hinausgeht, 
aus anderen Geſichtspunkten als Kleinwohnungen angeſehen werden. 

5 § 3. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung mit der Maßgabe in Kraft, daß nach dieſer 
Verordnung auch die Fälle behandelt werden, bei denen die Grundſtücksübertragung vor dem Tage der 
Verkündung erfolgt iſt. 

Danzig, den 31. Juli 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


121 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. 
Vom 12. 7. 1931. 
Auf Grund des § 7 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 9. April 1927 (©. Bl. S. 179) wird 
hiermit verordnet: 
Artikel l. 
Die Fernſprechordnung wird wie folgt geändert: 


Im 85 16, II erhält der Abſatz 2 folgenden Wortlaut: 


2. Die Ortsgeſprächsgebühren, die nach dem FGebG. monatlich mindeſtens für jeden Haupt⸗ 
anſchluß zu entrichten ſind, werden bei Hauptanſchlüſſen, die nur in ankommender Richtung beim Teil⸗ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 20. 8. 1931). 


Ausgabe A. 


116% 


te erhoben. Werden Hauptanſchlüſſe nach vorheriger 
| den in die Zeit der Nicht⸗ 
benutzung fallenden vollen Kalendermonaten die Gebühr für die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche nur zur 
Hälfte zu entrichten. Auf die Feſtſtellung der Zahl der Hauptanſchlüſſe finden die Beſtimmungen im 
§ 4, II Abſ. 3 und 4 Anwendung. a 


Artikel Il. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1931 in Kraft. 8 8 N 
Densig, den 12, Juli 4981. = => . 5 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. e 
5 i Zander. . 5 3 = 


22 a Druckfehlerberichtigung. 8 


In Nr. 38 des Geſetzblattes — Ausführungsverordnung zum Blindenrentengeſetz — iſt auf Seite 661 et 
nter Artikel VI zu 8 7 ſtatt „§ 3 Ziffer 1 und 2“ zu ſetzen: „S 4 zu 2a und b“. a = 


ſtleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 2 
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